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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

auch wenn im Berliner Politikbetrieb wieder viel passiert ist, 
möchte ich zunächst mit einem anderen Thema einleiten. In 
der vergangenen Woche kam es in Halle zu einer scheußlichen 
Attacke auf die jüdische Gemeinde. Ein Rechtsradikaler ver-
suchte am höchsten jüdischen Fest, dem Jom Kippur, in eine 
Synagoge einzudringen um dort Menschen zu töten. Glückli-
cherweise hielt die vorhandene Sicherheitstür dem Angriff 
stand, was den Täter jedoch leider nicht davon abhalten 
konnte, zwei Menschen zu ermorden und weitere Personen 
schwer zu verletzen.  Politik und Gesellschaft haben eine be-
sondere Pflicht, jüdisches Leben in Deutschland zu beschützen. 
Gegen die wachsende Bedrohung durch Rechtsradikale in un-
serem Land müssen wir alle stärker und entschiedener eintre-
ten! 
 
Diese Sitzungswoche gab wieder viele wichtige Abstimmun-
gen im Bundestag. Ein wichtiges Beispiel hierfür ist das heute 
verabschiedete Grundsteuer-Reformgesetz. Damit endet eine 
der längsten und härtesten Verhandlungen der letzten Jahre 
und es wird endlich den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts Rechnung getragen.  In der Frage der künftigen Berech-
nung der Grundsteuer hat sich die SPD-Fraktion durchgesetzt: 
Die Berechnung der Grundsteuer wird sich auf Bundesebene 
auch zukünftig am Wert der Grundstücke orientieren. Auf 
Seite 6 können Sie die wesentlichen Einzelheiten der Reform 
nachlesen. 
 
Auch bei mir im Gesundheitsbereich geht die Arbeit weiter mit 
Hochdruck voran. Von hervorgehobener Bedeutung für mich 
persönlich ist das geplante Masernschutzgesetz, welches heute 
in erster Beratung im Plenum diskutiert wurde. Mit diesem 
bringt die Bundesregierung einen wichtigen Entwurf zur Be-
kämpfung von Maserninfektionen in das parlamentarische Ver-
fahren ein. Mit inbegriffen in diesem Gesetz ist eine Impfpflicht 
für Menschen, die in Gemeinschaftseinrichtungen arbeiten, 
und Kindern, die Kitas besuchen oder Schulpflichtig sind. Meine 
heutige Rede zu diesem Thema im Plenum finden Sie hier. 
 
Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie viel Spaß beim Lesen und 
ein schönes Wochenende! 

 

Ihre    
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Statement 
der Woche 
 

 „[E]gal ob es die Nazis auf der Straße, die 

Nazis im Netz oder die Brandstifter im Par-

lament sind, ich bin fest davon überzeugt: 

Die Mehrheit der Menschen in Deutschland 

kämpft für eine Demokratie, ist leidenschaft-

lich dabei, wenn es darum geht, unser Land 

und den Zusammenhalt zu stärken.“ 

Lars Klingbeil, Generalsekretär der SPD, am 17. Oktober 

2019 im Deutschen Bundestag. 

 
 
 
 
 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 
  

Wann Wo Was 

22.10.2019  
 
 
 
 

24 .10.2019  
 
 

24.10.2019  

Deutscher 
Bundestag 
 
 
 
AOK-Bundesverband  
 
 
Deutsche Diabetes 
Hi l fe  

Gespräch mit  den 
10.  K lassen der  
Realschule Bad 
Kissingen  
 
Pressekonferenz z u  
Pat ientenrechten  
 
Diabetes -Charity -
Ga la  
 

Besuch einer Gruppe aus 

dem Wahlkreis im Bun-

destag  am 8. Oktober 

2019 

Foto: Bundesregierung / 

Volker Schneider 

Gestern wurde ich von meiner Arbeits-

gruppe einstimmig zur Gesundheitspoliti-

schen Sprecherin der SPD-

Bundestagsfraktion wiedergewählt. 

Danke für das Vertrauen! 

Mit im Bild meine beiden Stellvertreter 

Heike Baehrens und Prof. Dr. Edgar 

Franke. 

Foto: Büro Dittmar 

Foto: Büro Dittmar 
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TOP-THEMA 

GEGEN HASS UND HETZE: 
DEBATTE NACH ANSCHLAG IN 
HALLE 
In einer Vereinbarten Debatte ging es am Don-

nerstag im Bundestag um die „Bekämpfung des 

Antisemitismus nach dem Anschlag in Halle". 

Bei dem rechtsterroristischen Anschlag auf die Sy-

nagoge in Halle sind am 9. Oktober zwei Menschen 

ermordet worden. Ziel des Täters war ein Massen-

mord an Juden am Jom-Kippur-Feiertag. Für die 

SPD-Bundestagsfraktion steht fest: Dieser An-

schlag am jüdischen Jom-Kippur-Feiertag ist ein 

Angriff auch auf unsere Gesellschaft und auf un-

sere demokratische Grundordnung. Die Sozialde-

mokratinnen und Sozialdemokraten stehen fest an 

der Seite der jüdischen Bürgerinnen und Bürger. 

 

„Wir haben es hier mit Rechtsterrorismus zu tun, 

der aktuell größten Bedrohung unseres Gemein-

wesens“, sagte Bundesjustizministerin Christine 

Lambrecht (SPD) in der Vereinbarten Debatte im 

Bundestag. Betroffenheit über die Taten dürfe 

nicht von konsequentem Handeln abhalten. „Wir 

müssen feststellen, dass auf Hass und Hetze im-

mer öfter Taten folgen – schreckliche Taten wie 

beim Mord auf Walter Lübcke und bei den Morden 

jetzt in Halle.“ Deshalb müsse man den Nährboden 

für Hass, Hetze und Gewalt austrocknen. 

 

Christine Lambrecht kündigte an, schon in der 

nächsten Woche konkrete Vorschläge zur Ver-

schärfung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zu 

machen: mit einer Pflicht für soziale Netzwerke, 

Volksverhetzung und Morddrohungen im Internet 

zu melden. Es wäre naiv zu glauben, dass antise-

mitische und radikale Hetze im Netz nichts mit der 

Gewalt im realen Leben zu tun hätten, sagte sie. 

„Hetzern muss klar sein, dass sie sich nicht in der 

Anonymität des Internets verstecken können und 

dass ihnen Strafen drohen.“ Den Hetzern gehe es 

darum, diejenigen, die sich für Demokratie und To-

leranz einsetzen, mundtot zu machen. Diese Men-

schen aber seien die Stütze unserer Gesellschaft, 

deshalb müsse die Politik sich hinter sie stellen 

und handeln, sagte die Bundesjustizministerin. 

„Wir müssen mit aller Konsequenz gegen diejeni-

gen vorgehen, die unseren Rechtsstaat angrei-

fen.“ 

Zusammenhalt stärken 
Auch Lars Klingbeil zeigte sich schockiert über den 

Anschlag von Halle. „Ein Nazi, ein Rechtsextremer, 

hat sich mitten in Deutschland im Jahr 2019 aufge-

macht, jüdisches Leben auszulöschen.“ Wir müss-

ten uns bewusstmachen, dass es das Problem des 

Rechtsextremismus in Deutschland gibt, denn dar-

über sei viel zu lange geschwiegen worden. 

Scharfe Worte richtete Lars Klingbeil in Richtung 

der AfD-Fraktion im Bundestag: „Wenn wir hier im 

Parlament über Hass und Hetze, Rechtsextremis-

mus und Spaltung sprechen, kommen wir nicht da-

ran vorbei, auch über die AfD zu reden.“ Die AfD 

sei die Partei, die am lautesten nach Anstand 

schreie, aber in solchen politischen Debatten den 

wenigsten Anstand habe. „Andere Parteien und 

Fraktionen im Parlament versuchen, die Gesell-

schaft zusammenzuhalten, die AfD versucht, wei-

ter zu spalten.“ Egal ob es die Nazis auf der Straße, 

die Nazis im Netz oder die Brandstifter im Parla-

ment seien, Lars Klingbeil zeigte sich überzeugt: 

„Die Mehrheit der Deutschen kämpft für die De-

mokratie und ist leidenschaftlich dabei, wenn es 

darum geht den Zusammenhalt zu stärken.“   

 

Halle sei seit vergangenem Mittwoch ruhiger und 

stiller geworden, sagte der Hallenser SPD-

Abgeordnete Karamba Diaby. Er spüre ein starkes 

Bedürfnis nach Zusammenhalt und Zusammenste-

hen in der Stadt. Das Jüdische Leben sei in Halle 

eng mit einer aktiven Stadt- und Zivilgesellschaft 

verbunden. „Daran kann ein Terroranschlag nichts 

ändern.“ Er forderte eine Stärkung der politischen 

Bildung und ein Demokratieförderungsgesetz. Mit 

Blick auf seine Heimatstadt versicherte Karamba 

Diaby: „Die Gesellschaft in Halle lässt sich nicht 

spalten und einschüchtern. Wir werden zusam-

menhalten, Halle bleibt weltoffen.“ 
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SOZIALES 

KOALITION SCHÜTZT 
PAKETBOTEN STÄRKER 
Dieses Jahr werden rund 3,7 Milliarden Paketsen-

dungen erwartet. Jeder, der eine Online-Bestel-

lung aufgibt, Geburtstag hat oder wenn es kurz vor 

Weihnachten ist, freut sich, wenn der Paketbote 

klingelt. 

 

Das darf jedoch nicht zu Lasten der ohnehin unter 

Druck stehenden Beschäftigten geschehen – und 

auch nicht zu Lasten der Unternehmen, die sich an 

Recht und Gesetz halten. Aus Es ist nicht zuletzt 

deshalb inakzeptabel, wenn schwarzgearbeitet 

wird oder Sozialversicherungsbei-träge schlicht 

und ergreifend hinterzogen werden und die Auf-

tragsvergabe an Subunternehmer genau dazu ge-

nutzt wird. Das haben zuletzt Kontrollen des Zolls 

gezeigt. 

 

Am 18. September hatte das Bundeskabinett da-

her auf Drängen der SPD-Bundestagsfraktion und 

auf Initiative des Bundesarbeitsministers Hubertus 

Heil (SPD) das Paketboten-Schutz-Gesetz auf den 

Weg gebracht. Am Donnerstag hat das Parlament 

den Gesetzentwurf in erster Lesung im Bundestag 

beraten (Drs. (19/13958). 

 

Die großen Paketdienste müssen die Verantwor-

tung für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer in ihrer Branche übernehmen. Das Aushebeln 

von Arbeitnehmerrechten akzeptiert die Koalition 

nicht. Deswegen wird sie die Unternehmen stärker 

in die Pflicht nehmen und die so genannte Nach-

unternehmerhaftung in dieser Branche einführen: 

Damit werden diejenigen, die Aufträge an andere 

Unternehmen weitergeben, dafür verantwortlich, 

dass anständige Arbeitsbedingungen herrschen 

und Sozialabgaben korrekt gezahlt werden. Sie 

können ihre Hände nicht mehr in Unschuld wa-

schen, indem sie auf den Subunternehmer zeigen. 

 

So werden Arbeitnehmerrechte gesichert, und es 

gibt einen fairen Wettbewerb in der Paketbran-

che. Ziel des Gesetzes ist, dass Sozialversiche-

rungsbeiträge für Paketbotinnen und Paketboten 

auch durch alle Subunternehmen abgeführt wer-

den, indem derjenige Hauptunternehmer, der ei-

nen Auftrag vergibt, im Falle von Sozialversiche-

rungsbetrug haftbar gemacht werden kann. 

 

Die SPD Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, 

dass diese Regelung möglichst zügig und noch vor 

dem Weihnachtsgeschäft in Kraft tritt. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die Koalition 

verbessert die Arbeitsbedingungen in der Paket-

branche. Dazu hat der Bundestag einen Gesetz-

entwurf beraten, der vorsieht, eine Nachunter-

nehmerhaftung für Sozialabgaben für die KEP-

Branche (KEP = Kurier-, Express- und Paketdienste) 

einzuführen. Der Grund: Es kommt häufig zu Ver-

stößen gegen das Mindestlohngesetz und gegen 

sozialversicherungsrechtliche Pflichten mit zum 

Teil kriminellen Strukturen. Vorbild für die ge-

plante Regelung sind die bestehenden Haftungs-

regelungen für die Baubranche und die Fleisch-

wirtschaft. 

 

FINANZPOLITIK 

GRUNDSTEUER WIRD ENDLICH 
REFORMIERT 
Am Freitag hat der Bundestag in 2./3. Lesung ein 

Grundsteuer-Reformgesetz beschlossen (Drs. 

19/13454, 19/13453, 19/13713, 19/13456). Damit 

endet eine der längsten Verhandlungen der letz-

ten Jahre. Denn eine Reform der Grundsteuer, 

vorgegeben durch ein Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts, berührt den Bund, die Bundeslän-

der und die Städte und Gemeinden. Denn die 

Grundsteuer ist eine der wichtigsten Einnahme-

quelle der Kommunen. Die Grundsteuereinnah-

men betragen etwa 15 Milliarden Euro im Jahr. 

Sollte eine Neuregelung nicht verabschiedet wer-

den, drohten den Gemeinden gewaltige Einnah-

meausfälle, die die kommunale Selbstverwaltung 

bedrohen. 

 

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist bei der Reform 

der Grundsteuer die Sicherung der finanziellen 

Grundlagen der Städte und Gemeinden oberstes 

Prinzip, um die verfassungsrechtlich garantierte 

kommunale Selbstverwaltung aufrechtzuhalten 

und zu stärken. 

 

Mit den nun beschlossenen Gesetzentwürfen be-

hält der Bund weiterhin die Gesetzgebungskom-

petenz, die Grundsteuer kann nicht abgeschafft 
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werden. Das wird jetzt auch im Grundgesetz zwei-

felsfrei festgeschrieben. Zugleich wird den Bun-

desländern durch eine Ergänzung in Artikel 72 Ab-

satz 3 des Grundgesetzes das Recht eingeräumt, 

abweichende landesrechtliche Regelungen zur 

Grundsteuer zu erlassen. Nach monatelangen Ver-

handlungen hat die CSU in letzter Minute den mit 

15 Ländern erzielten Konsens verlassen und eine 

solche Abweichungsmöglichkeit für einzelne Län-

der verlangt. 

 

Vor diesem Hintergrund sieht der Gesetzentwurf 

vor, dass für die Berechnung des Länderfinanzaus-

gleichs weiterhin die bundeseinheitliche Regelung 

zugrunde gelegt wird. Damit haben andere Länder 

wenigstens keinen finanziellen Nachteil durch den 

Sonderweg eines Landes. In keinem Fall darf sich 

Bayern auf Kosten anderer Länder im Länderfi-

nanzausgleich der Finanzverantwortung entzie-

hen. Das ist sichergestellt. 

 

SPD-Fraktion setzt sich bei Berechnung 

durch 
In der Frage der künftigen Berechnung der Grund-

steuer hat sich die SPD-Fraktion durchgesetzt: Die 

Berechnung wird sich auf Bundesebene auch wei-

terhin am Wert der Grundstücke orientieren. Es 

macht demnach einen Unterschied, ob ein Haus o-

der eine Wohnung in einem begehrten Innen-

stadtviertel oder in einer weniger gefragten Rand-

lage einer Metropole steht, ob es sich in einer 

ländlichen Gemeinde oder in der Stadt befindet. 

Das heißt, dass bei gleicher Fläche der Villenbesit-

zer in einer teuren Lage mehr Grundsteuer zahlen 

muss als der Hausbesitzer in einer schlechteren 

Randlage. Das ist gerecht und trägt den Vorgaben 

des Bundesverfassungsgerichts Rechnung. 

 

Dieser Wertbezug war ein entscheidender Punkt 

für die SPD-Fraktion, der nun in der Bundesrege-

lung abgesichert wird. Hinzu kommt: Immobilien 

des sozialen Wohnungsbaus, kommunale sowie 

gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften und 

Wohnungsgenossenschaften sollen unter be-

stimmten Voraussetzungen durch einen zusätzli-

chen Abschlag auf die Steuermesszahl bei der 

Grundsteuer begünstigt werden. Mit diesem wert-

abhängigen Modell wird die Grundsteuer einfa-

cher, gerechter und zukunftsfähig. 

 

 

Neue Grundsteuer C 
Außerdem wird die Koalition mit der Grundsteuer-

Reform die sogenannte Grundsteuer C einführen. 

Damit hilft sie den Städten und Gemeinden, 

Wohnraum zu schaffen und gegen Grundstücks-

spekulationen vorzugehen. Insbesondere in Bal-

lungsgebieten besteht ein erheblicher Wohnungs-

mangel, auch weil baureife Grundstücke als Spe-

kulationsobjekt gehalten werden anstatt dringend 

benötigten Wohnraum zu schaffen. 

 

Die Kommunen erhalten das Recht, eine Grund-

steuer C auf unbebaute, aber bebaubare Grund-

stücke zu erheben. Im parlamentarischen Verfah-

ren hat die SPD-Fraktion erreicht, dass Kommunen 

auch aus städtebaulichen Gründen die Grund-

steuer C einführen können. Damit bekommen die 

Kommunen die Möglichkeit, Bauland zu mobilisie-

ren, ihre Baulücken leichter zu schließen, Spekula-

tionen entgegenzuwirken und eine gute Stadtent-

wicklung zu betreiben. 

 

Die Bundesländer haben vorbehaltlich der Verab-

schiedung in Bundestag und Bundesrat spätestens 

bis zum 31. Dezember 2024 Zeit, für die reibungs-

lose Umsetzung der Reform zu sorgen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Der Deutsche 

Bundestag hat am Freitag eine umfangreiche Re-

form der Grundsteuer beschlossen. Die Grund-

steuer bleibt als wichtige Einnahmequelle der 

Kommunen mit Einnahmen von rund 15 Milliarden 

Euro im Jahr erhalten und wird rechtssicher aus-

gestaltet. Zudem wird die Gesetzgebungskompe-

tenz des Bundes für die Grundsteuer im Grundge-

setz festgeschrieben. In der Frage der künftigen 

Berechnung der Grundsteuer hat sich die SPD-

Fraktion durchgesetzt: Die Berechnung der Grund-

steuer wird sich auf Bundesebene am Wert der 

Grundstücke orientieren. Das heißt, dass bei glei-

cher Fläche der Villenbesitzer in einer teuren Lage 

mehr Grundsteuer zahlen muss als der Hausbesit-

zer in einer schlechteren Randlage. Das ist gerecht 

und trägt den Vorgaben des Bundes-verfassungs-

gerichts Rechnung. 
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WOHNPOLITIK 

MEHR UND HÖHERES 
WOHNGELD 
Wohnen muss für alle bezahlbar sein. Neben etli-

chen anderen Maßnahmen ist das Wohngeld da-

für eine wichtige und zentrale Stellschraube. Des-

halb erhöht die Koalition das Wohngeld zum 1. Ja-

nuar 2020. In der Folge werden auch mehr Men-

schen mit niedrigen Einkommen einen Zuschuss 

zur Miete erhalten. Und künftig wird das Wohn-

geld alle zwei Jahre automatisch an die Entwick-

lung der Mietpreise und Verbraucherpreise ange-

passt. Von der Wohngeldreform werden Hundert-

tausende Haushalte profitieren. Den entsprechen-

den Gesetzentwurf hat der Bundestag am Freitag 

beschlossen (Drs. 19/10816, 19/11696, 19/13175 

Nr. 10). 

 

Im parlamentarischen Verfahren haben die Koali-

tionsfraktion SPD und CDU/CSU noch einiges an 

der Gesetzesvorlage verbessert. Um wirklich alle 

Vorteile dieser grundlegenden Reform zu verste-

hen, lohnt es sich, etwas ausführlicher zu werden: 

 

Das Wohngeld erfüllt als eine Art vorgelagertes Si-

cherungssystem eine wichtige sozialpolitische 

Funktion. Erstmalig wird jetzt eine Dynamisierung 

des Wohngeldes eingeführt, die erstmalig am 

01.Januar 2022 greift. Das bedeutet: Die Koalition 

wird das Wohngeld alle zwei Jahre an die Miet- 

und Verbraucherpreisentwicklung anpassen. Da-

mit sichern die Abgeordneten die mit der Wohn-

geldreform im Jahr 2020 erreichte Entlastungswir-

kung des Wohngeldes auch für die kommenden 

Jahre. Weniger Haushalte werden dadurch zwi-

schen Wohngeld und Arbeitslosengeld II sowie So-

zialhilfe hin- und herwechseln. Den Menschen 

wird die Angst genommen, aus dem Wohngeld 

rauszufallen.  

Die Reform des Wohngeldgesetzes und seine re-

gelmäßige Dynamisierung sind ein wesentlicher 

Meilenstein sozialdemokratischer Politik in dieser 

Koalition für ein solidarisches Land. 

Im Einzelnen: 
Durch die Reform wird es vom 01. Januar 2020 an 

mehr Wohngeld für mehr Haushalte geben. Das ist 

ein wichtiger Schritt, um die Bürgerinnen und Bür-

ger bei ihren Wohnkosten wirkungsvoll zu entlas-

ten. Zuletzt wurde das Wohngeld nämlich zum 1. 

Januar 2016 angepasst. 

 

Von der Wohngeldreform profitieren nun insge-

samt rund 660.000 Haushalte. Zum Vergleich: 

Ohne Reform würde sich die Zahl der Haushalte, 

die vom Wohngeld profitieren, bis Ende 2020 vo-

raussichtlich auf rund 470.000 reduzieren. Das 

entspricht einer Erhöhung von rund 40 Prozent. 

Rund 180.000 Haushalte werden durch die Reform 

neu oder wieder einen Anspruch auf Wohngeld er-

halten. Rund 20.000 Wohngeldhaushalte würden 

ohne Reform Ende 2020 Leistungen des Sozialge-

setzbuchs II beziehen.  

Zum anderen hebt die Koalition die Miethöchstbe-

träge nach Mietstufen gestaffelt an. Die Höchstbe-

träge bestimmen den Betrag der Miete, bis zu dem 

die Miete durch das Wohngeld bezuschusst wird. 

Die Miethöchstbeträge in den Regionen mit stark 

steigenden Mieten, vor allem in den Ballungsräu-

men, werden überdurchschnittlich angehoben. 

 

Mit einer neuen Mietenstufe VII wird der immer 

stärkeren Mietenspreizung Rechnung getragen, 

insbesondere in Kreisen und Gemeinden, deren 

Mietenniveau nicht mehr durch die bisherigen 

sechs Mietenstufen sachgerecht abgebildet wer-

den konnte. Damit können Haushalte in Kreisen 

und Gemeinden mit einer Abweichung des Mie-

tenniveaus von 35 Prozent und höher gegenüber 

dem Bundesdurchschnitt nun ein höheres Wohn-

geld erhalten. 

 

Verbesserungen für Inselbewohner 
Neu: Durch einen Änderungsantrag der Koalitions-

fraktionen wird für Inseln ohne Festlandanschluss 

eine eigene gemeinsame Mietenstufe festgelegt. 

Denn das Mietenniveau auf diesen Inseln ist in der 

Regel wesentlich höher als in den ihnen zugeord-

neten jeweiligen Kreisen auf dem Festland. Damit 

unterstützt die Koalition Haushalte mit niedrigen 

Einkommen auf diesen Inseln, die Probleme ha-

ben, eine Wohnung mit einer günstigen Miete zu 

finden oder die Miete weiterhin zu bezahlen. 

 

Außerdem halten die Koalitionsfraktionen daran 

fest, bei der Umsetzung der Eckpunkte des Klima-

schutzprogramms 2030 rechtzeitig einen Gesetz-

entwurf zur geplanten Erhöhung des Wohngeldes 

um zehn Prozent zur Vermeidung sozialer Härten 

bei steigenden Heizkosten vorzulegen. 
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Das Wichtigste zusammengefasst: Mit einer Re-

form des Wohngeldes entlastet die Koalition Haus-

halte mit geringen Einkommen bei den Wohnkos-

ten. Es soll mehr Wohngeld geben, und es sollen 

mehr Haushalte Wohngeld erhalten. Zudem wird 

das Wohngeld mit dem neuen Gesetz erstmals au-

tomatisch alle zwei Jahre an die Miet- und Einkom-

mensentwicklung angepasst. 

 

WIRTSCHAFTSPOLITIK 

DER DIGITALE 
KRANKENSCHEIN KOMMT 
Am Donnerstag hat der Deutsche Bundestag in 

erster Lesung einen Entwurf für ein Bürokratieent-

lastungsgesetz debattiert, das Entlastungen in 

Höhe von mehr als 1,1 Milliarden Euro vorsieht 

(Drs. 19/13959). Kern des Gesetzes ist es, die 

Chancen der Digitalisierung zu nutzen und Papier-

vorgänge möglichst abzuschaffen. 

 

Ein Beispiel dafür ist eine elektronische Arbeitsun-

fähigkeitsmeldung bei den Krankenkassen. Durch 

ein elektronisches Meldeverfahren sollen die ge-

setzlichen Krankenkassen den Arbeit-geber zu-

künftig über den Beginn und die Dauer der Krank-

schreibung informieren. 

 

Von 2021 an rufen die Arbeitgeber nach Erhalt der 

Anzeige der Arbeitsunfähigkeit durch den Arbeit-

nehmer also bei den Krankenkassen elektronisch 

die Daten zu Beginn und Dauer der Arbeitsunfä-

higkeit sowie über den Zeitpunkt des Auslaufens 

der Entgeltfortzahlung ab. Durch die Digitalisie-

rung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung wer-

den nicht nur die Unternehmen, sondern vor al-

lem auch ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

erheblich entlastet. 

 

Außerdem soll es beispielsweise weitere Erleichte-

rungen bei der Datenverarbeitung für steuerliche 

Zwecke oder bei der Anmeldung bei Hotelüber-

nachtungen geben. Das bedeutet: Aktuell müssen 

die Leiter eines ‚Beherbergungsbetriebs‘ noch da-

rauf hinwirken, dass ihre Gäste Meldescheine aus-

füllen und unterschreiben. Diese Meldescheine 

sind für ein Jahr aufzubewahren und danach zu 

vernichten. Geschätzt fallen im Jahr rund 150 Mil-

lionen Meldescheine an – was erhebliche Kosten 

bei der Hotellerie verursacht. 

Diese Kosten können durch eine Digitalisierung 

des Verfahrens deutlich reduziert werden. Optio-

nal soll daher ein digitales elektronisches Melde-

verfahren eingeführt werden, bei dem die eigen-

händige Unterschrift durch andere, sichere Ver-

fahren ersetzt wird – in Verbindung mit den Vor-

gaben der Zahlungsdiensterichtlinie zur „Starken 

Kundenauthentifizierung“ oder den elektroni-

schen Funktionen des Personalausweises. Damit 

wird auch das Meldeerfordernis im Beherber-

gungsgewerbe für digitale Lösungen geöffnet; das 

papierhafte Verfahren bleibt aber parallel beste-

hen. 

 

Modernisierung des Registerwesens 
Auch für Gründerinnen und Gründer verringert 

sich der Aufwand bei der Umsatzsteuervoranmel-

dung. Statt wie bisher zwölfmal im Jahr, müssen 

sie diese zukünftig nur noch viermal im Jahr abge-

ben. 

 

Ergänzend plant die Koalition, ein Basisregister in 

Verbindung mit einer einheitlichen Wirtschafts-

nummer zu schaffen und damit einen wesentli-

chen Grundstein zur Modernisierung des Register-

wesens zu legen. Damit wird dem „Once-only-

Prinzip“ entsprochen und die Voraussetzung dafür 

geschaffen, dass die von den Unternehmen häufig 

als belastend empfundenen Statistikpflichten er-

heblich reduziert werden. Wenn das Basisregister 

vollständig mit anderen Registern vernetzt ist, sind 

Entlastungen der Wirtschaft um ca. 216 Millionen 

Euro pro Jahr möglich. 

 

Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass insbesondere 

der Mittelstand von Bürokratiekosten entlastet 

werden soll. Mit dem Bürokratieentlastungsge-

setzt werden viele wichtige Änderungen in diesem 

Bereich vorgenommen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Im Rahmen ei-

nes Bürokratieentlastungsgesetzes wird ein digita-

ler Krankenschein eingeführt, den der Arbeitgeber 

direkt bei der Krankenkasse abrufen kann – man 

muss nicht mehr zum Briefkasten rennen. Die 

Wirtschaft, zum Beispiel das Hotelgewerbe, wird 

zudem bei papiernen Dokumentationspflichten 

und Statistik entlastet. 
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SOZIALES 

FÜR EINE REIBUNGSLOSE 
UMSETZUNG DES 
BUNDESTEILHABEGESETZES 
Bereits in der letzten Legislaturperiode wurde das 

Bundesteilhabegesetz verabschiedet, um die Leis-

tungen für Menschen mit Behinderungen zu ei-

nem modernen Teilhaberecht weiterzuentwi-

ckeln. 

 

Die Leistungen der Eingliederungshilfe sollen ab 

dem 1. Januar 2020 aus dem Fürsorgesystem des 

Sozialgesetzbuchs (SGB) XII herausgeführt und 

personenzentriert ausgestaltet wer-den. Das be-

deutet: Zukünftig wird es keine Unterscheidung 

nach ambulanten, teilstationären und stationären 

Leistungen mehr geben. Die Unterstützung er-

wachsener Menschen mit Behinderungen wird 

nicht mehr an eine bestimmte Wohnform ge-

knüpft, sondern am notwendigen individuellen 

Bedarf ausgerichtet sein. 

 

Um Unsicherheiten und Befürchtungen bei der re-

formierten Eingliederungshilfe zu begegnen, wird 

das Bundesteilhabegesetz mit dem SGB IX/SGB XII-

Änderungsgesetz angepasst (Drs. 19/11006). 

 

Ein Großteil der Änderungen ist das Ergebnis der 

Empfehlungen der vom Bundessozialministerium 

eingerichteten „Arbeitsgruppe Personenzentrie-

rung“, der unter anderem die Leistungsträger, 

Leistungserbringer und Fachverbände für Men-

schen mit Behinderungen angehören. 

 

Im Jahr 2018 wurden auf diese Weise Vorschläge 

zur verbesserten Umsetzung des Bundesteilhabe-

gesetzes erarbeitet, die mit den Änderungen am 

Donnerstag in zweiter und dritter Lesung im Bun-

destag abschließend beraten wurden. Dazu gehört 

unter anderem die Beseitigung von Unklarheiten 

hinsichtlich der Regelungen für die Unterkunfts-

kosten der besonderen Wohnform. 

 

 

 

 

 

 

 

INNENPOLITIK 

DAS WAFFENGESETZ WIRD 
VERSCHÄRFT 
Mit dem Waffenrechtsänderungsgesetz, das die 

Abgeordneten des Bundestages am Donnerstag in 

erster Lesung beraten haben (Drs. 19/13839), 

setzt die Koalition eine Richtlinie des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die Kontrolle des 

Erwerbs und des Besitzes von Waffen um (Feuer-

waffenrichtlinie). 

 

Die Richtlinie verfolg hauptsächlich drei Ziele: Ers-

tens soll der illegale Zugang zu scharfen Schuss-

waffen erschwert werden. Zweitens sollen sämtli-

che Schusswaffen und ihre wesentlichen Teile 

über ihren gesamten Lebenszyklus hinweg be-

hördlich rückverfolgt werden können. Ferner soll 

eine Anzeigepflicht für unbrauchbar gemachte 

Schusswaffen eingeführt wer-den. Und drittens 

soll die Nutzung von legalen Schusswaffen für ter-

roristische Anschläge er-schwert werden. Das soll 

insbesondere durch eine Begrenzung der Maga-

zinkapazität halbautomatischer Schusswaffen er-

reicht werden. 

 

Um die vollständige Rückverfolgbarkeit von Waf-

fen und wesentlichen Teilen zu ermöglichen, will 

die Koalition das Nationale Waffenregister aus-

bauen und die Waffenhersteller und Waffenhänd-

ler verpflichten, ihren Umgang mit Waffen gegen-

über den Waffenbehörden elektronisch anzuzei-

gen. Die Waffenbehörden übermitteln diese Da-

ten an die Registerbehörde. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die EU-

Feuerwaffenrichtline, die in nationales Recht um-

gesetzt werden soll, fordert eine bessere Rückver-

folgbarkeit von Waffen. Zu diesem Zweck wird das 

Nationale Waffenregister ausgebaut. Zudem wer-

den verschiedene Änderungen an der rechtlichen 

Einordnung von bestimmten Schusswaffen und 

sonstigen Gegenständen vorgenommen, das be-

trifft etwa Magazine mit hoher Ladekapazität, Sa-

lutwaffen und unbrauchbar gemachte Schusswaf-

fen. Eines der zentralen Anliegen der Richtlinie ist 

die Beschränkung der Magazinkapazität für 

Schusswaffen für Zentralfeuermunition. 
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RECHTSPOLITIK 

KINDER BESSER GEGEN 
BELÄSTIGUNG IM NETZ 
SCHÜTZEN  
Unter Cybergrooming versteht man das gezielte 

Ansprechen von Kindern im Internet mit dem Ziel 

der Anbahnung sexueller Kontakte. Das Cy-

bergrooming ist gemäß § 176 Absatz 4 Nummer 3 

des Strafgesetzbuches (StGB) strafbar. Danach 

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 

fünf Jahren bestraft, wer auf ein Kind mittels 

Schriften oder mittels Informations- oder Kommu-

nikationstechnologie einwirkt, um a) das Kind zu 

sexuellen Handlungen zu bringen, die es an oder 

vor dem Täter oder einer dritten Person vorneh-

men oder von dem Täter oder einer dritten Person 

an sich vornehmen lassen soll, oder um b) eine Tat 

nach § 184b Absatz 1 Nummer 3 StGB oder nach § 

184b Absatz 3 StGB zu begehen (kurz: Verbrei-

tung, Erwerb und Besitz von Kinderpornografie). 

 

Die Gefahr für Kinder, Opfer von Cybergrooming 

zu werden, hat in den letzten Jahren weiter zuge-

nommen. Denn die Digitalisierung schreitet voran, 

und die Nutzung digitaler Dienste ist auch bei Kin-

dern weit verbreitet. Zwar ist der Straftatbestand 

sehr weit gefasst und stellt – angesichts der Gefah-

ren für Kinder in der digitalen Welt – bereits eine 

frühe Vorbereitungs-handlung unter Strafe. 

 

Er greift jedoch dann nicht, wenn der Täter ledig-

lich glaubt, auf ein Kind einzuwirken, tatsächlich 

aber zum Beispiel mit einem Erwachsenen kom-

muniziert. Denn nach § 176 Absatz 6 zweiter Halb-

satz StGB ist der Versuch des Cybergroomings aus-

drücklich nicht strafbar. Das gilt somit auch für die 

vorgenannten Fälle des untauglichen Versuchs, in 

denen der Täter auf ein „Scheinkind“ einwirkt. Der 

Bundestag hat am Donnerstag einen entsprechen-

den Gesetzentwurf in erster Lesung beraten, mit 

dem die „Scheinkind“-Konstellation ebenfalls un-

ter Strafe gestellt werden soll (Drs. 19/13836). 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Das Ansprechen 

von Kindern im Internet mit dem Ziel der Anbah-

nung sexueller Kontakte ist seit dem Jahre 2004 als 

sogenanntes Cybergrooming strafbar. Der Straf-

tatbestand greift jedoch nicht, wenn der Täter irrig 

glaubt, auf ein Kind einzuwirken, tatsächlich aber 

mit einem Erwachsenen kommuniziert. Nach ei-

nem Gesetzentwurf der Bundesregierung soll der 

Versuch des Cybergroomings in Zukunft dann 

strafbar sein, wenn die Vollendung der Tat allein 

daran scheitert, dass der Täter irrig annimmt, auf 

ein Kind einzuwirken. 

 

GESUNDHEITSPOLITIK 

MASERN ZURÜCKDRÄNGEN – 
DIE IMPFUNG VERPFLICHTEND 
MACHEN 
Masern gehören zu den ansteckendsten Infekti-

onskrankheiten des Menschen. Im Jahr 2018 kam 

es weltweit zu einer Verdoppelung der Masernfall-

zahlen. Bis Ende Mai wurden dem Robert-Koch-

Institut bereits 420 Masernfälle in Deutschland für 

das Jahr 2019 gemeldet. Dabei stehen zur Präven-

tion gut verträgliche hochwirksame Impfstoffe zur 

Verfügung, die eine langfristige Immunität vermit-

teln. 

 

Die angestiegenen Fallzahlen sind auf fortschrei-

tende Impfmüdigkeit zurückzuführen. Eine große 

Zahl von Kindern, Jugendlichen und Erwachsen ist 

nicht durch eine Impfung geschützt. Eine 

Nichtimpfung bedeutet aber nicht nur eine Gefahr 

für den Menschen, der sich bewusst gegen die 

Impfung entschieden hat, sondern auch ein Risiko 

für andere Personen, die zum Beispiel aufgrund ih-

res Alters oder besonderer gesundheitlicher Ein-

schränkungen nicht geimpft werden können. 

 

Um die Anzahl der Masernfälle langfristig zu redu-

zieren, hat das Parlament am Freitag einen Ge-

setzentwurf der Bundesregierung für den Schutz 

vor Masern und zur Stärkung der Impf-prävention 

debattiert (Drs. 19/13452, 19/13826). 

 

Der Entwurf sieht vor, dass künftig Kinder und Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter in Kitas und Schu-

len, Personal in medizinischen Einrichtungen und 
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auch Menschen und Personal in so genannten Ge-

meinschaftseinrichtungen geimpft sein müssen. 

Darunter fallen Asylbewerber-heime, Flüchtlings-

unterkünfte und auch Ferienlager. 

 

Nachgewiesen werden kann die Impfung bezie-

hungsweise Immunität durch den Impfausweis – 

zukünftig auch in digitaler Form vorhanden – oder 

durch ein Attest vom Arzt. Ausgenommen sind 

Menschen, die einen ärztlichen Nachweis vorle-

gen können, dass bei ihnen eine Impfung aus ge-

sundheitlichen Gründen nicht ratsam ist. 

 

Jeder Arzt – mit Ausnahme des Zahnarztes – soll 

die Impfung durchführen können. Wer gegen die 

Impfpflicht verstößt, dem droht ein Bußgeld. Das 

Gesetz soll am 1. März 2020 in Kraft treten. 
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